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GESETZ Nr. 20 


Wahl von gewissen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
zum ersten Bundestag 


Die Militärgouverneure und Oberbefehlshaber der britischen, der 


amerikanischen und der französischen Zone sind übereingekommen, . 


gleichzeitig Rechtsvorschriften zu erlassen, durch die es untersagt wird, 
Zugleich gewisse Stellungen im öffentlichen Dienst zu bekleiden, 
ES-WIRD DAHER VERORDNET: 
Artikel 1 
Wird ein Richter, ein Beamter oder ein Angestellter des öffentlichen 
Dienstes zum Mitglied des ersten Bundestages gewählt, so scheidet er 
mit der Annahme der Wahl ohne weiteres aus dem öffentlichen Dienst 
aus. i 
Artikel 2 
Artikel 1 findet keine Anwendung auf 

a) Personen, die ein Ehrenamt bekleiden, 

b) Personen, die keine feste Besoldung bezichen, 

c) Hochschullehrer, 

d) Seelsorger und Beamte der Kirchen oder anderer Religionsgesell-' 
schaffen des öffentlichen Rechts sowie ihrer Verbände, soweit sie 
nicht zugleich eine andere Stellung im öffentlichen Dienst be- 
kleiden. 

Artikel 3 t 
$ 26 des Gesetzes Nr, 15 der Milltärregierung (Verwaltungsange- 
hörige des Vereinigten Wirtschaftsgebietes) in der Fassung der Ersten 
Anderung findet auf die Wahl zum ersten Bundestag keine Anwendung. 


Artikel 4 
Der deutsche Wortlaut dieses Gesetzes ist der maßgebende Wortlaut. 
Die Vorschriften der Militärregierungsverordnung Nr. 3 und des Artikels 
2 Ziffer 5 des Militärregierungsgesetzes Nr. 4 finden auf diesen Wortlaut 
keine Anwendung. n 
7 Artikel 5 


Dieses Gesetz tritt am 2. Juni 1949 in Kraft. 
IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG, 


ERSTE ÄNDERUNG DES GESETZES Nr. 16 DER MILITÄRREGIERUNG 
Tätigkeit deutscher Versicherungsgesellchaften im Ausland 


Artikel 1 


Gesetz Nr. 16 der Militärregierung wird durch Einfügung des folgenden 
Artikels hinter Artikel 2 geändert: 


„Artikel 2 A 


Deutsche Versicherungs- und Rückversicherungsgesellschaften, die 
eine ordnungsgemäße Genehmigung auf Grund des Gesetzes Nr, 53 der 
Militärregierung, Devisenbewirtschaftung, erhalten haben, sind berechtigt, 
in jeder Währung mit Versicherungs- und Rückversicherungsgesell- 
schaften, die ihren Sitz außerhalb des „Gebietes“ haben, Rückversiche- 
fungsyerträge einschließlich Abtretungen von Rückversicherungen an 
den Vertragspartner und Übernahme von Rückversicherungen von ihm, 
abzuschließen. Die Summe der hierbei von einer deutschen Gesellschaft 
erhaltenen Rückversicherungsprämien darf jedoch, für den Zeitraum eines 
Geschäftsjahres, nicht die Summe der von ihr während dieses Jahres 
abgetretenen Rückversicherungsprämien übersteigen.“ 


Artikel 2 
Diese Änderung tritt am 10. Juni 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE*DER MILITÄRREGIERUNG, 


